
Vom Betreuer zum Beschuldigten

hasede. Wenn es mit den betagten El-
tern plötzlich rapide bergab geht, über-
nehmen die Kinder oftmals die Rolle der
rechtlichen Betreuer. Wie Udo Lau aus
Hasede (alle Namen von der Redaktion
geändert). Als seine Mutter an Demenz
erkrankt, wird er ihr Vormund. Im Glau-
ben, rechtmäßig nach ihren Wünschen
zu handeln, sieht sich der 72-Jährige
heute einem Strafverfahren wegen Un-
treue gegenüber.

Demenz ist eine schleichende Krank-
heit, die anfangs oft unentdeckt bleibt.
Auch Lau blieb der geistige Verfall sei-
ner Mutter Anni zunächst verborgen.
Die 93-Jährige lebte im eigenen Haus in
Hannover, versorgte sich selbstständig.
Zwar kamen mit dem hohen Alter kör-
perliche Gebrechen hinzu, gemeinsame
Gespräche und Pläne seien aber stets
möglich gewesen, erinnert sich Lau.

Dann kam der Sommer 2013. Udo
Lau und seine Ehefrau sind im Urlaub,
als das Paar der Anruf eines Arztes er-
reicht: Anni Lau ist gestürzt, hat sich ei-
nen Oberschenkelhalsbruch zugezo-
gen. Die Rentnerin muss in die Reha –
und sie kann künftig nicht mehr alleine
wohnen. „Gemeinsam sind wir über-
eingekommen, das Haus meiner Mutter
zu verkaufen“, berichtet der Haseder.
Eine weitere Unterhaltung sei wirt-
schaftlich nicht rentabel gewesen – zu
hoch die nötigen Sanierungskosten, zu
schwierig die Vermietung, da das Haus
nicht für mehr als eine Person geeignet
sei.

Mit dem Erlös der hannoverschen Im-
mobilie sollte die Familie ein neues Ob-
jekt erwerben. So hat es sich Mutter Lau
gewünscht, beteuert ihr Sohn. Neben
der wirtschaftlichen Absicherung sei es
Anni Lau auch um die behinderte Enkel-
tochter gegangen, die ebenfalls in dem
neuen Domizil ein Zuhause finden soll-
te. „Wir hatten auch vor, meine Mutter
in das Haus hereinzuholen“, sagt Udo
Lau. Doch dazu sollte es nicht mehr
kommen. Ihr körperlicher und geistiger
Zustand verschlechterte sich zusehends.
Um die erforderlich gewordene Vollzeit-
pflege zu gewährleisten, brachte der
72-Jährige sie im Seniorenwohnpark
Giesen unter. Die Kosten waren durch
laufende Renteneinkünfte gedeckt.

Ende Februar 2014 bestellte das Be-
treuungsgericht Hildesheim Udo Lau
zum Betreuer seiner Mutter. Sein Aufga-
benkreis umfasste „sämtliche Angele-
genheiten“. Über die Konten durfte er
laut Verfügung des Gerichts weitgehend
frei verfügen. Als sich der Hausverkauf
konkretisierte, suchte Lau die zuständi-
ge Rechtspflegerin auf, schilderte ihr die
Pläne. Ein Vermerk zu dem Gespräch –
Lau verwahrt ihn in seinen Unterlagen –
protokollierte die Beamtin. „Ich habe
praktisch grünes Licht für das Vorhaben
bekommen“, so sieht es Lau.

In der Folge verkaufte der zweifache
Familienvater zunächst das Haus, der
Erlös floss dann eins zu eins in ein
Zweifamilienhaus in Hasede. Sein Sohn
– der mit seiner Familie in der oberen
Etage wohnt – sollte das neue Eigen-

heim zu vier Fünftel, Anni Lau zu ei-
nem Fünftel erwerben. Zudem schloss
Lau für seine Mutter mit dem Sohn ei-
nen Darlehensvertrag über 25 000 Euro
– gedacht als Eigenkapital des Sohns.
„Der Darlehensvertrag ist vorbildlich
gelaufen“, sagt Lau. Vereinbart waren
Zinsen in Höhe von vier Prozent, die
sein Sohn regelmäßig bezahlt habe. Auf
dem Konto belassen, hätte Anni Lau
aufgrund der Zinsflaute gar nichts be-
kommen.

Umso mehr traf es den 72-Jährigen,
als das Betreuungsgericht den Kaufver-
trag nicht genehmigte. In der Folge
musste sein Sohn den Kaufvertrag kom-
plett übernehmen. Lau selbst entzog das
Gericht die Betreuung: „Es bestehen
konkrete Anhaltspunkte, dass der Betei-
ligte in der Vergangenheit Gelder der
Betroffenen für eigene Zwecke ver-
braucht und damit dem Vermögen der
Betroffenen Schaden zugefügt hat“,
steht in dem Beschluss. Ebenso ist von
„charakterlichen Mängeln“ und davon,
dass Lau „ungeeignet für das Amt des
Betreuers“ sei, die Rede. Besonders be-
mängelte das Gericht, dass die Rentne-
rin keine Mieteinnahmen zu erwarten
hätte noch selbst einziehen könne. Zwei-
mal legt Lau Beschwerde ein – ohne Er-
folg. „Das Gericht hat meine Argumente
ignoriert, der Vermerk der Rechtspflege-
rin, auf den ich mich gestützt habe, gar
nicht herangezogen“, ärgert sich Lau.
„Stattdessen hieß es nur: Sie hätten sich
erkundigen müssen. Das habe ich doch
getan.“ Das Gericht bestellte indes ei-
nen Anwalt als neuen Betreuer. Dieser
erstattete gegen Lau Anzeige wegen
Untreue. Das Verfahren ist bei der
Staatsanwaltschaft anhängig.

„Ich hatte zu meiner Mutter ein gutes
und enges Verhältnis“, erklärt Lau. „Ich
wollte alles so regeln wie es ihrem Wil-
len entsprach.“ Ihre wirtschaftlichen und
persönlichen Verhältnisse seien zu kei-
ner Zeit gefährdet gewesen. „Ich habe
mich auf die Aussage der Rechtspflege-
rin verlassen“, kritisiert Lau. „Und wenn
mein Handeln so falsch gewesen sein
soll, dann hätte ich eine bessere Aufklä-
rung bekommen müssen.“

Das Amtsgericht
Hildesheim entzieht
einem Haseder die
Betreuung seiner

dementen Mutter – und
die Staatsanwaltschaft

ermittelt wegen Untreue

von viktoria hübner

Die Mutter wird dement, der Sohn zu ihrem Betreuer. Im Glauben, gesetzestreu und ganz in ihrem Sinne zu handeln, trifft ein Haseder eine für ihn folgenschwere Entscheidung.
Heute sieht er sich einem Strafverfahren wegen Untreue ausgesetzt. Foto: dpa

Nachgefragt ...

Was raten Sie, um für den Fall einer
Betreuung vorzusorgen?
Eine gesetzliche Betreuung ist nicht er-
forderlich, soweit die Angelegenheiten
des Volljährigen durch einen Bevoll-
mächtigten erledigt werden können. Es
kann daher sinnvoll sein, rechtzeitig,
das heißt in gesunden Tagen, einer Ver-
trauensperson eine privatrechtliche Vor-
sorgevollmacht zu erteilen. Dadurch
kann eine gesetzliche Betreuung ver-
mieden werden. Ein großer Nachteil die-
ser privatrechtlichen Vollmacht ist aller-
dings, dass der Bevollmächtigte im Ge-
gensatz zum gesetzlichen Betreuer zu-
nächst von niemandem kontrolliert wird.
Der Vollmachtgeber ist auf das Vertrau-
en gegenüber dem Bevollmächtigten
angewiesen. Denn im Zweifel wird der
Vollmachtgeber nicht mehr in der Lage
sein, seine Vorgaben in der Vollmacht
sowie den Bevollmächtigten zu kontrol-
lieren. Diesem Mangel kann man entge-
gentreten, indem man einer Vertrauens-
person eine Betreuungsverfügung er-
teilt. Das Betreuungsgericht hat bei der
Auswahl eines Betreuers die Vorschläge

darin zu berücksichtigen.
Dazu ist es erforderlich, dass
die Betreuungsverfügung dem
Gericht bekannt gegeben
wird.

Inwieweit habe ich überhaupt
eine Chance, dass meine
konkreten Wünsche Gehör
finden?
Man kann diese zunächst
mündlich äußern, am besten
vor Zeugen. Der beste Weg ist
natürlich, die Wünsche schrift-
lich festzuhalten. So sollte
aber bei Schenkungen oder
Übertragungen im Vorfeld ein
Notar aufgesucht werden. Weiterhin
können Wünsche oder auch konkrete
Handlungsanweisungen sowohl in einer
Vorsorgevollmacht als auch in einer Be-
treuungsverfügung fixiert werden. Des-
halb ist es wichtig, beide Vorsorgeinstru-
mente schriftlich abzufassen, damit es
im Nachhinein keine Schwierigkeiten
mit dem Nachweis gibt. Diese Wünsche
sind dann vom Bevollmächtigten und/

oder vom Betreuungsgericht
zu beachten, falls sie nicht
dem Wohl des Betroffenen zu-
widerlaufen.

Was sollte ich als Betreuer
beachten, um auf der sicheren
Seite zu sein?
Wichtig ist die frühzeitige In-
formation und Einbeziehung
des Betreuungsgerichts. Dort
kann der Betreuer erfahren,
ob für ein Rechtsgeschäft eine
gerichtliche Genehmigung er-
forderlich ist und, falls ja, wie
diese zu beantragen ist und
welche Unterlagen beizubrin-

gen sind. Ehrenamtliche Betreuer kön-
nen sich aber auch gern an den Betreu-
ungsverein Hildesheim oder die Betreu-
ungsbehörde des Landkreises Hildes-
heim wenden. Hier werden sie in
betreuungsrechtlichen Fragen umfang-
reich beraten – und auch mit praktischen
Hilfen unterstützt.

Interview: Viktoria Hübner

... bei Manfred
Marhenke, Ge-
schäftsführer Be-
treuungsverein
Hildesheim.

In gesunden Tagen eine Vorsorgevollmacht erteilen

Gerichtssprecher Felix Muntschick
kann zu dem nichtöffentlichen Verfah-
ren keine Angaben machen. Der Jurist
verweist aber auf allgemeine Grundsät-
ze: „Ein Grundstücksgeschäft ist nach
dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) ge-
nehmigungspflichtig.“ Hintergrund ist,
dass eine Immobilie meist den größten
Wert des Betreuten darstelle. Das Ge-
richt müsse daher prüfen, ob etwa ein
angemessener Verkaufspreis im Raum
stehe und das Geschäft dem Interesse
des Betreuten diene.

Gleichwohl räumt Muntschick ein,
dass es im Falle einer Demenz schwierig
sei, zu eruieren, was der Betroffene will

oder früher einmal wollte. So sieht das
BGB nämlich ebenfalls vor, dass der Be-
treuer auch den Wünschen zu entspre-
chen hat, die der Betreute vor der Bestel-
lung einmal geäußert hat. Was das mög-
licherweise war, wisse jedoch das Ge-
richt nicht. Die Richter müssten sich
daher an rein objektive Fakten halten.
„Es ist daher wichtig, frühzeitig Vorsor-
ge zu treffen, entweder durch eine
Schenkungsurkunde oder eine entspre-
chende Bescheinigung“, betont Munt-
schick. Nicht selten verfolgten Angehö-
rige Eigeninteressen: „Es gibt schwarze
Schafe, die versuchen, das Vermögen in
die eigene Tasche zu stecken.“ Munt-

schick empfiehlt Betreuern daher, den
„sichersten Weg“ zu beschreiten und
sich eng mit dem Gericht abzustimmen.
„Nicht, dass es nach Untreue riecht,
auch bei einem harmlosen Hinter-
grund.“

Udo Lau zählt sich definitiv nicht zu
den schwarzen Schafen. Er habe nach
bestem Wissen und Gewissen gehandelt,
sagt er. Letztlich, bestätigt sein Sohn,
habe die Entscheidung des Gerichts
massiv Einfluss auf das Leben der ge-
samten Familie genommen. Anni Lau ist
vor Kurzem gestorben. Mit den Folgen
der Betreuung seiner Mutter hat Udo
Lau immer noch zu kämpfen.

„Wir produzieren Energiemüll“

Rössing. Rückenwind hat die Bür-
gerinitiative gegen den Windpark
zwischen Rössing und Klein
Escherde durch Detlef Ahlborn er-
halten. Der Maschinenbau-Inge-
nieur und zweite Vorsitzende der
Initiative „Vernunftkraft“ sprach
auf Einladung der Bürgerinitiative
im Dorfgemeinschaftshaus – und
ging mit erneuerbaren Energien
aus Sonne und Wind hart ins Ge-
richt.

„Ein häufiges Argument für die
Windkraft war immer der Klima-
schutz“, stellte der Vorsitzende der
Rössinger BI, Rolf Warmbold, fest.
Referent Ahlborn setzte dazu den
gewünschten Kontrapunkt. „Da-
mit produzieren wir nur Energie-
müll, den niemand braucht“, sagte
Ahlborn zu den erneuerbaren
Energien. Ahlborn, der in Hanno-
ver Maschinenbau studiert und
dort auch promoviert hat, ging so-
gar noch einen Schritt weiter und
behauptete, dass der Volkswirt-
schaft durch den Einsatz erneuer-
barer Energien pro Jahr ein Wert-
verlust von 22 Milliarden Euro ent-
stehe.

„Und wenn Sie wissen möch-
ten, wer das am Ende bezahlt,

dann schauen Sie morgen einfach
in den Spiegel“, rief er den knapp
100 Versammlungsteilnehmern im
Rössinger Dorfgemeinschaftshaus
zu.

„Wind und Sonne sind einfach
nicht planbar und liefern den
Strom gerade dann nicht, wenn er
gebraucht wird“, sagte Ahlborn.

So entstünden beispielsweise an
lauen und windstillen Sommer-
abenden, an denen es dann auch
noch irgendwann dunkel werde,
Stromlücken, die derzeit nur durch
fossile Kraftwerke geschlossen
werden könnten. Auch ein Ver-
bund westeuropäischer Netze
wäre nicht in der Lage, diese Lö-
cher zu stopfen. „Um also die
Grundlast des Stromnetzes sicher-
zustellen, können wir nicht einfach
aus Braun- und Steinkohle oder
aus der Kernenergie aussteigen“,
so der Referent.

Mit dem bundesweit erzeugten
Solar- und Windstrom lasse sich
nicht einmal das Land Baden-
Württemberg versorgen. Selbst bei
starkem Wind und sogenannten
Spitzen ließe sich mit dem erzeug-
ten Strom ohne Speicher über-
haupt nichts anfangen. So würden
die Windkraftanlagen dann näm-
lich „abgeregelt“ beziehungswei-
se fernabgeschaltet. „Und die er-
forderlichen Speicher werden wir
wohl auch in Jahrzehnten noch
nicht haben“, prognostizierte er.

Die in windreichen Zeiten pro-
duzierten Überkapazitäten sorgten
derweil noch für den „Wahnsinn“,
dass Deutschland ein Viertel sei-
nes Stroms zu Ramschpreisen ex-

portieren müsse. Schlimmstenfalls
ließe sich sogar nur noch ein „Ne-
gativpreis“ erzielen und man müs-
se die Stromabnehmer sogar noch
bezahlen. „Wir produzieren also
Energiemüll, den niemand
braucht“, so Ahlborn.

Die Höhe des jährlich anfallen-
den Strommülls entspreche schon
jetzt der Jahresproduktion von
2200 Windrädern. Mit jeder neuen
Windkraftanlage verschärfe sich
natürlich das Problem. „Je mehr
Anlagen entstehen, desto billiger
wird der Strom an der Börse“, er-
klärte Ahlborn. Dort tendiere der
Preis mittlerweile schon gegen
zwei Cent pro Kilowattstunde. Der
Stromerzeuger bekomme indes
seine garantierten neun Cent. „Die
Differenz bezahlt der Verbraucher
am Ende an den Netzbetreiber
über die sogenannte EEG-Umla-
ge“, stellte Ahlborn fest.

Ohne Speichermöglichkeiten
sei die Windkraft nach seiner An-
sicht eine riesige Verschwendung
von Ressourcen. Seit 1990 setze
Deutschland nun schon auf Sonne
und Wind, doch noch immer wer-
de hierzulande lediglich von Kon-
zepten in Sachen Speicherung ge-
redet. „Dabei brauchen wir drin-
gend Lösungen“, betonte Ahlborn.

Windkraft-Gegner Detlef Ahlborn zu Gast bei der Rössinger Bürgerinitiative

von Michael borneMann

Dr. Detlef Ahlborn: Jedes weitere
Windrad verschärft die Probleme.
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Chasing Wheels
spielen am Maibaum
Bledeln. Am Sonntag, 1. Mai, sind vo-
raussichtlich mehr Gäste als Einwohner
auf dem Thie in Bledeln. Denn das Mai-
baumaufstellen ist mit seinem bunten
Programm immer eine Attraktion. Tradi-
tionell spielen die Chasing Wheels. Es
gibt Bratwurst, Pommes, Fischbrötchen,
Suppe aus der Gulaschkanone, Popcorn,
Eis und Torten. Für zwei Euro kann je-
der so viel Kaffee trinken, wie er mag.
Außerdem gibt es neben den üblichen
Kaltgetränken auch Sekt und Cocktails
(mit und ohne Alkohol). Die Organisato-
ren planen auch ein reichhaltiges Kin-
derprogramm, denn die Kinder sollen
sich ebenso amüsieren wie die Eltern.
Wer dem Trubel lieber etwas auswei-
chen möchte, kann einen Kaffee in ge-
mütlicher Atmosphäre auf dem Hof
Schrader zu sich nehmen oder sich die
griechische Küche bei „Jannis“ schme-
cken lassen. tw

Neuwahlen beim
Förderkreis Kultur-
und Heimatpflege

ahRBeRgen. Der Ahrberger Förderkreis
für Kultur-und Heimatpflege lädt alle
Mitglieder für den morgigen Donners-
tag, 21. April, um 19.30 Uhr, ins Club-
haus zur Jahresversammlung ein. Auf
der Tagesordnung stehen unter anderem
der Bericht des Vorsitzenden und Neu-
wahlen zum Vorstand. So müssen nicht
nur der Vorsitzende und sein Stellvertre-
ter gewählt werden, sondern auch
Schriftführer, Kassenwart, Beisitzer und
Kassenprüfer. Wie jedes Jahr gibt es für
alle Mitglieder ein gemeinsames Essen.
Der erste Vorsitzende Egbert Tönskäm-
per freut sich über eine rege Teilnahme.

Vorbereitung für
Sportabzeichen

BoRsum. Seit einigen Jahren wird auf
der Leichtathletik-Anlage des Borsumer
Sportplatzes die Abnahme zum Sportab-
zeichen vom MTV organisiert. Das Prü-
fer- und Helferteam wurde wegen des
großen Zuspruchs noch erweitert. Auch
andere Vereine aus dem Kreis nutzen
die Anlage dafür. Selbst die Qualifikati-
on für Sportabzeichen-Abnehmer wird
vom MTV angeboten. Dazu ist am Mitt-
woch, 27. April, 18 Uhr, im Volksbank-
Bistro an der Sporthalle in der Martin-
straße 69 ein Infoabend geplant. Bei aus-
reichenden Anmeldungen für einen Vor-
bereitungskursuswirdeinsechswöchiges
Training ab Mai angeboten. htw

Garagenflohmarkt:
Schnell anmelden

Clauen. Die Vorbereitungen für den 4.
Garagenflohmarkt des Heimatvereins
am Sonntag, 29. Mai, von 10 bis 17 Uhr
in Clauen sind im vollen Gang. Für die
Besucher gibt es wieder einen Ortsplan,
auf dem alle Verkaufsstellen eingezeich-
net sind. Um den Plan drucken zu kön-
nen, benötigt das Organisationsteam
schnellstmöglich die Anmeldungen der
Verkäufer per E-Mail an garagenfloh-
markt-clauen@web.de oder telefonisch
bei Ina Oelkers, 0 51 28 / 58 35. Anmel-
deschluss ist der 5. Mai. Die Gebühr für
die Verkäufer beträgt 8 Euro oder eine
Kuchenspende für das Hofcafé im Dorf-
gemeinschaftshaus an der Tränke. htw
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